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Vorwort

Nachdem im Zweiten juristischen Staatsexamen das Schwergewicht in den einzelnen Pr�fungsordnun-
gen verst�rkt auf die anwaltliche T�tigkeit gerichtet wird, schl�gt dies auch auf die Klausuren im çffent-
lichen Recht durch. Da vielen Referendarinnen und Referendaren die T�tigkeit eines Anwalts im çffent-
lichen Recht bis zum zweiten Staatsexamen noch nicht vertraut ist, soll dieses Buch eine Hilfestellung
bieten. Wir verstehen das Buch als Erg�nzung zu den Ausf�hrungen der Kollegen Dr. Breucker und
Dr. Kuck zu der T�tigkeit eines Anwalts im Verwaltungsverfahren und im Verwaltungsprozess in dem
Skript Anwaltsrecht II*.

Grundlage des vorliegenden Buches ist die langj�hrige anwaltliche T�tigkeit der Autoren sowie deren
T�tigkeit in der Referendarausbildung und im Zweiten juristischen Staatsexamen. Da gerade das Ver-
waltungsprozessrecht schon fr�h in der Ausbildung vermittelt wird, sind den Referendarinnen und Refe-
rendaren die rechtlichen Grundlagen des çffentlichen Rechts in weiten Teilen vertraut. Dieses Buch
nimmt speziell die anwaltliche Perspektive ein und zeigt auf, wie die Vorschriften aus anwaltlicher Sicht
anzuwenden und auch zugunsten des Mandanten nutzbar zu machen sind. Die T�tigkeit des Anwalts ist
darauf ausgerichtet, das f�r seinen Mandanten bestmçgliche Ergebnis zu erzielen. Dazu ist nicht nur die
umfassende Rechtskenntnis erforderlich, sondern teilweise auch ein taktisches Vorgehen.

Dieses praktische Anleitungsbuch soll dazu eine Hilfestellung geben und die Referendarinnen und Refe-
rendare ermutigen, die Anwaltsklausur im çffentlichen Recht als Chance f�r ein gutes Abschneiden in
den Klausuren aus dem çffentlichen Recht zu sehen. Vielleicht kommt der eine oder die andere ja auch
auf den „Geschmack“ und strebt nach dem Zweiten juristischen Staatsexamen eine T�tigkeit als Anw�l-
tin/Anwalt im çffentlichen Recht an.

In dieses Buch haben wir dasjenige aufgenommen, was nach unseren Vorstellungen die Referendarin-
nen und Referendare** als Grundlage f�r die Anfertigung einer Anwaltsklausur im çffentlichen Recht
bençtigen. F�r Anregungen und Erg�nzungsw�nsche sind wir stets offen und erbitten diese an die
E-Mail-Adresse: rae@deubnerkirchberg.de.

Karlsruhe, November 2009 Dr. Dirk Herrmann
Dr. Werner Finger

V

* 4. Aufl. 2008.
** Im Folgenden wird aus Gr�nden der besseren Lesbarkeit allein die m�nnliche Form verwendet. Die Kolleginnen mçgen

uns dies nachsehen!

mailto://rae@deubnerkirchberg.de
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A. Einleitung

1„Insgesamt kann aus der Korrektur der Arbeit der Schluss gezogen werden, dass die besonde-
ren Probleme und die Methodik der Anwaltsklausuren auch im çffentlichen Recht st�rker in die
Referendarausbildung einbezogen werden sollten.“1

Die Aufgabenstellung, einen çffentlich-rechtlichen Sachverhalt aus Anwaltsperspektive zu be-
arbeiten, weist erhebliche Unterschiede zu der Aufgabenstellung auf, ein verwaltungsgericht-
liches Urteil oder einen Widerspruchsbescheid zu fertigen. Dies beginnt damit, dass bei der
Anwaltsklausur zun�chst das Mandanteninteresse zu ermitteln und festzulegen ist, dass zu
pr�fen und zu entscheiden ist, mit welchen Rechtsmitteln das Mandanteninteresse durch-
gesetzt werden kann und welche taktischen �berlegungen hierbei zu ber�cksichtigen sind.
Vom Bearbeiter wird außerdem verlangt, dass er den Fokus bei der Klausurlçsung nicht auf
die Pr�fung der objektiven Rechtslage, sondern auf die subjektiven Rechte bzw. Anspruchs-
positionen seines Mandanten legt. Dies hat zur Folge, dass dem Referendar bei der Anwalts-
klausur eine grçßere Gestaltungsfreiheit als bei einer Urteilsklausur gegeben ist. Mit dieser
grçßeren Gestaltungsfreiheit geht zugleich die Gefahr einher, dass ohne das Aufbauger�st
von Rubrum, Tatbestand und Entscheidungsgr�nden einer Urteilsklausur in der Anwaltsklau-
sur der „rote Faden“ verloren gehen bzw. f�r den Korrektor schwerer sichtbar gemacht werden
kann.

2In dieser Einleitung, aber auch in den nachfolgenden Kapiteln wird n�her auf die Besonderhei-
ten, die bei der Bearbeitung einer Anwaltsklausur zu beachten sind, eingegangen und es wer-
den konkrete Tipps gegeben, wie Fehler vermieden werden kçnnen und die Aufgabenstellung
„Anwaltsklausur“ als Chance f�r ein erfolgreiches Klausur-Abschneiden gesehen werden
kann.

I. Auswertung des Aufgabentextes und des Bearbeitervermerks

3Anwaltsklausuren im Verwaltungsrecht bestehen aus einem Aufgabentext (in der Regel einem
Auszug aus der Handakte) und dem Bearbeitervermerk. Beiden Teilen der Aufgabenstellung
sollte besondere Aufmerksamkeit gewidmet werden.

1. Bearbeitervermerk

4Der Bearbeitervermerk beschreibt zun�chst die konkrete Aufgabenstellung f�r den Referendar.
Hierbei sind die verschiedensten Konstellationen denkbar: Die Aufgabe kann darin bestehen,
einen vollst�ndigen gerichtlichen Schriftsatz zu verfassen oder aber ein Rechtsgutachten zu
erstellen und – soweit dies dem Ergebnis der Begutachtung entspricht – Antr�ge zu formulie-
ren. Dar�ber hinaus kann verlangt sein, bestimmte rechtliche und taktische �berlegungen zum
Vorgehen in einem gesonderten Gutachten oder in einem Anschreiben an den Mandanten zu
verfassen (im Einzelnen siehe auch Ziff. 3. Klausurtypen).

Aus der Aufgabenstellung kçnnen auch R�ckschl�sse zur Zeiteinteilung bei der Klausurbear-
beitung gezogen werden: Besteht die Aufgabenstellung beispielsweise in der Fertigung eines
Schriftsatzes an ein Gericht, so ist dem Referendar vorgegeben (es sei denn, dies w�re aus-
dr�cklich anders vermerkt), dass er einen Teil seines Zeitbudgets f�r die Darstellung bzw.
Zusammenfassung des Sachverhalts reservieren muss.

5Der Bearbeitervermerk enth�lt dar�ber hinaus auch nicht selten weitergehende Hinweise wie
etwa die Vorgabe, dass der von einer Behçrde (beispielsweise in einem Bescheid) vorgege-
bene Sachverhalt als zutreffend zu unterstellen ist oder aber dass bestimmte Fragestellungen
aus entlegeneren Rechtsgebieten, die im Aufgabentext angesprochen werden, nicht zu bear-

1

1 Anmerkung des Aufgabenstellers und Korrektors einer Anwaltsklausur im çffentlichen Recht, 2. Juristische Staatspr�fung,
Fr�hjahr 2004, Baden-W�rttemberg.



beiten sind. Der Bearbeitervermerk enth�lt insofern nicht selten Hinweise, die f�r das Verst�nd-
nis bzw. die Einordnung des Aufgabentextes von Bedeutung sind.

Klausurtipp: Es kann hilfreich sein, den Bearbeitervermerk vor dem
eigentlichen Aufgabentext (Auszug aus der Handakte) zu lesen, da sich
aus dem Bearbeitervermerk (in der Regel) erschließt, um welchen Klau-
surtyp (Anwalts- oder Urteils- bzw. Bescheidklausur) es sich handelt,
wie bestimmte Sachverhaltsangaben zu bewerten sind (bspw. „die Aus-
sage des A. ist als wahr zu unterstellen“) und welche Rechtsmaterien,
die im Aufgabentext anklingen, nach dem Bearbeitervermerk von vorn-
herein außer Betracht bleiben kçnnen.

2. Aufgabentext

6 Der Aufgabentext, also der Auszug aus der Handakte, kann relativ umfangreich sein und aus
zehn bis zwanzig Aktenseiten bestehen. Wie bei jeder Klausur, ist selbstverst�ndlich auch bei
der Anwaltsklausur der Sachverhalt sorgf�ltig auszuwerten. Anwaltsklausurspezifisch ist, dass
bei der Sachverhaltsauswertung dem Mandanteninteresse besondere Aufmerksamkeit ge-
schenkt werden muss. Nicht selten entspricht das, was der Mandant als sein eigenes Interesse
formuliert, letztlich nicht dem, was seinen Interessen und Zwecken am dienlichsten ist (siehe
Ziff. II., Ermittlung des Mandanteninteresses).

Die im Aufgabentext enthaltenen Hinweise von Verfahrensbeteiligten zu bestimmten Rechts-
fragen sind besonders zu beachten. Wenn es im Aufgabentext etwa heißt, Behçrdenmitarbei-
ter B. �ußert Bedenken, ob ein Rechtsmittel jetzt noch fristgem�ß eingereicht werden kçnnte,
so d�rfte dies in den allermeisten F�llen ein Hinweis darauf sein, dass die Verfristung eines
Rechtsmittels zu erçrtern bzw. problematisieren ist.

Klausurtipp: Hinweise im Aufgabentext, die die Problematisierung
bestimmter Aspekte nahelegen, kçnnen gleich beim Durchlesen des
Aufgabentextes markiert werden, so dass bei der Klausurlçsung schnell
�berpr�ft werden kann, ob s�mtliche dieser Hinweise in der Klausurlç-
sung thematisiert worden sind.

II. Ermittlung und Darstellung des Mandanteninteresses

7 Eine Besonderheit der Anwaltsklausur liegt darin, dass – anders als in der Urteilsklausur – der
rechtlich zu beurteilende Streitstoff nicht bereits vorgegeben ist, sondern durch den Rechts-
anwalt ermittelt und f�r ein Verwaltungsverfahren oder ein verwaltungsgerichtliches Verfahren
aufbereitet werden muss. Hierbei stellt sich nicht nur die Frage, wie das Mandantenbegehren
zutreffend ermittelt wird und mit welchen Rechtsmitteln dieses Mandanteninteresse prozes-
sual verfolgt bzw. durchgesetzt werden kann. In der Klausursituation stellt sich f�r den Bear-
beiter ganz praktisch auch die Frage, wie er seine diesbez�glichen �berlegungen, die f�r ein
Verst�ndnis seiner Klausurlçsung durch den Korrektor von wesentlicher Bedeutung sind, dar-
legen kann.

1. Ermittlung des Mandanteninteresses

8 Bei der Ermittlung dessen, was der Mandant tats�chlich erreichen mçchte, ist große Sorgfalt
geboten. Denn nicht immer entspricht das, was der Mandant seinem Rechtsanwalt als sein
Interesse darlegt, dem, was seinem tats�chlichen Interesse entspricht.

2

A. Einleitung


